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chen Entwicklungshemmnisse und 2) 

die Fortsetzung der außenwirtschaftli­

chen Integrationspolitik.

Die chinesische Regierung kann mit 

dem Entwicklungstempo der letzten 

fünf Jahre durchaus zufrieden sein. 

Im Regierungsbericht wies Zhu Rong- 

ji auf das durchschnittliche Wirt­

schaftswachstum (in konstanten Prei­

sen) von jährlich 7,7% zwischen 1997 

und 2002 hin. Allerdings sind enor­

me wirtschaftliche und soziale Heraus­

forderungen in den kommenden Jah­

ren zu bewältigen. Diese sind einer­

seits konjunktureller und andererseits 

struktureller Natur. Die konjunkturel­

le Entwicklung ist gefährdet durch ei­

ne mögliche globale Rezession als Fol­

ge des Irak-Krieges und der mögli­

chen Ausbreitung einer SARS-Epide- 

mie und damit verbundener Einbußen 

für wichtige Wirtschaftssektoren, ins­

besondere die Exportgüterindustrie. 

Die binnenwirtschaftliche Nachfrage - 

hier insbesondere der private Kon­

sum als wichtiger Teil des Wirtschafts­

wachstums - ist gefährdet durch die 

niedrigen Einkommen der Bauern und 

eine Verarmung städtischer Bevölke­

rungsteile, die vormals im Staatssek­

tor beschäftigt waren. Vor diesem Hin­

tergrund ist es verständlich, dass die 

Regierung ihre aktive Finanzpolitik 

fortsetzen will, um ein relativ hohes 

Wachstumstempo aufrechtzuerhalten.

So kündigte Zhu Rongji in seinem 

Regierungsbericht an, den privaten 

Konsum und die Investitionsnachfra­

ge durch eine Fortsetzung der staatli­

chen Ausgabenpolitik zu stärken. Be­

merkenswert bei der Formulierung der 

wirtschaftspolitischen Richtlinien er­

scheint, dass den Bevölkerungsgrup­

pen mit einem niedrigen Einkommen 

im Maßnahmenkatalog Vorrang ein­

geräumt wird. Vor allem auch die 

ländliche Bevölkerung soll ihre Ein­

kommenssituation verbessern können. 

Dies spiegelt sich auch in der Haus- 

haltsplanung für das laufende Jahr 

2003 wider (siehe dazu die Übersicht 

„Haushaltsplanung 2003 - Ausweitung 

der sozialen Transferzahlungen und 

des Militärhaushalts“ in diesem Heft).

Die Einkommensdisparitäten zwi­

schen Städtern und Bauern hatten 

sich in den letzten Jahren weiter ver­

schärft. So betrug das verfügbare Ein­

kommen der Städter im Jahre 2002 rd. 

7.703 Yuan, während das Pro-Kopf-

Nettoeinkommen der Bauern lediglich 

bei 2.476 Yuan lag. Seit 1997 waren 

die Einkommen der Städter real um 

8,6% und die der Bauern um 3,8% 

gestiegen. Allerdings konnte in den 

ländlichen Gebieten die Zahl der als 

absolut arm geltenden Bevölkerung 

von 49,6 Mio. im Jahre 1997 auf 28,2 

Mio. im Jahre 2002 reduziert werden.

Neben konjunkturellen Herausforde­

rungen müssen strukturelle Entwick­

lungsbarrieren überwunden werden. 

Auch hierauf geht der Regierungsbe­

richt von Zhu Rongji auf dem X. 

NVK ein. Durch den Wandel der Wirt­

schaftsstrukturen und den Abbau des 

Staatssektors ist die Arbeitslosigkeit 

gestiegen und hat sich der Bedarf an 

sozialen, d.h. überbetrieblichen Siche­

rungssystemen erhöht. Seit 1998 wur­

den rd. 27 Mio. Arbeitskräfte aus dem 

Staatssektor entlassen, nur 18 Mio. 

von ihnen haben eine neue Beschäf­

tigung gefunden. Mehr als 90% der 

Entlassenen haben die Leistungen von 

so genannten Wiederbeschäftigungs­

zentren in Anspruch genommen, da­

zu zählen nicht nur Stellenvermitt­

lung, sondern auch Weiterqualifizie­

rungsmaßnahmen. Die Ausgaben für 

soziale Sicherheit und Wiederbeschäf­

tigungsmaßnahmen wurden Zhu zufol­

ge seit 1998 um das 6fache erhöht.

Die außenwirtschaftliche Integrations­

politik hat den Anpassungsdruck 

auf die inländischen Industriestruktu­

ren erhöht. Chinesische Unternehmen 

müssen ihre Wirtschaftlichkeit und In­

novationskraft stärken, um im Wett­

bewerb mit ausländischen Unterneh­

men bestehen zu können. Die Entwick­

lung von Hightech-Unternehmen, ins­

besondere IT-Unternehmen, steht da­

bei im Vordergrund. Diese wird durch 

die staatliche Industriepolitik geför­

dert beispielsweise über Hightech- 

Parks und steuerliche Begünstigun­

gen. Ausgaben des Staates für Wis­

senschaft und Technologie lagen nach 

Angaben von Zhu bei rd. 250 Mrd. 

Yuan und verdoppelten sich innerhalb 

von fünf Jahren. Forschungs- und Ent­

wicklungsausgaben stiegen von 0,64% 

am BIP auf 1,13%. Mit großen struk­

turellen Problemen ist auch die Land­

wirtschaft konfrontiert - nicht zuletzt 

vor dem Hintergrund der schrittweisen 

Liberalisierung des Agrarmarktes im 

Rahmen des WTO-Beitritts. Die Poli­

tik der Regierung setzt auf eine weite­

re Liberalisierung des Getreidemark­

tes, die Reduzierung der Subventionen 

für die Landwirtschaft sowie Diversi­

fizierung und Erhöhung der Qualität 

von Agrarprodukten, die international 

wettbewerbsfähig sein müssen.

Großen Herausforderungen sieht sich 

auch der Finanzsektor gegenüber, ins­

besondere der Bankensektor. Offiziel­

len Angaben nach lag der Anteil der 

Not leidenden Kredite bei rd. 20% im 

Jahre 2002. Die staatseigenen Ban­

ken - die wichtigsten im Bankensek­

tor - wiesen sogar einen Anteil von 

26% an Problemkrediten auf. Auslän­

dische Experten schätzen die Proble­

me noch als weitaus gravierender ein. 

Beispielsweise geht die Ratingagentur 

Moody’s von 45% an uneinbringlichen 

Krediten in den Staatsbanken aus. Ei­

ne erneute Rekapitalisierung der Ban­

ken wird mittelfristig notwendig wer­

den - mit den entsprechenden Fol­

gen für die Staatsverschuldung. Aber 

es gibt auch positive Signale. So bei­

spielsweise durch die Gründung einer 

Bankaufsichtsbehörde, die die Kon­

trolle über die Banken, ihre Kredit­

vergabepraxis und Umstrukturierung 

verstärken wird.

Die außenwirtschaftliche Integration 

Chinas hat in den letzten fünf Jah­

ren große Fortschritte gemacht. So er­

höhte sich das Außenhandelsvolumen 

von 325,2 Mrd. US$ im Jahre 1997 auf 

620,8 Mrd. US$ im Jahre 2002. Damit 

verbesserte sich die Außenhandelspo­

sition Chinas von Platz 10 auf Platz 5. 

Eine ähnlich positive Entwicklung ver­

zeichneten die ausländischen Direkt­

investitionen (ADI). Ihr Volumen von 

226,1 Mrd. US$ (realisiert) in den letz­

ten fünf Jahren ist höher als in der Pe­

riode von 1978-1997. In seinem Regie­

rungsbericht betonte Zhu die Zunah­

me von ADI in Hightech-Industrien.

Für das Jahr 2003 sieht Zhu Rongji im 

Regierungsbericht eine Wachstumsra­

te von rd. 7% als erreichbar an. Vo­

raussetzung sei die Ausweitung der In­

landsnachfrage sowie die Fortsetzung 

der aktiven Fiskalpolitik kombiniert 

mit vorsichtiger Geldpolitik. Die För­

derung der Landwirtschaft und der 

ländlichen Entwicklung wird als ei­

ner der Schwerpunkte der Wirtschafts­

politik angesehen. Auch die regiona­

le Entwicklungspolitik mit der Anpas­

sung von Disparitäten zwischen der 

Ostküste und Westchina wird im Re­

gierungsbericht Zhu Rongjis beson-
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china sowie für die Wiederbeschäfti­

gung eingeräumt, die die Einnahmen 

beeinträchtigen werden.

Xiang kündigte auch die Fortsetzung 

der aktiven Fiskalpolitik an. Weite­

re 140 Mrd. Yuan an Staatsanleihen 

(Bau-Schatzanweisungen) würde die 

Zentralregierung in diesem Jahr bege­

ben. Die Mittel würden zur Finanzie­

rung der begonnenen Projekte einge­

setzt werden. Auch die Transferzah­

lungen an die Lokalregierungen wer­

den Xiang zufolge erhöht, um die Un­

terschiede in der lokalen Finanzstär­

ke zu reduzieren. Von der Zentral­

regierung werden 420,7 Mrd. Yuan 

an Transferzahlungen an die Lokalre­

gierungen weitergeleitet, neben 340,4 

Mrd. Yuan als Steuerrückerstattungen 

und 32,6 Mrd. Yuan als Subventionen. 

Zur Unterstützung der Reform „Um­

wandlung von Gebühren in Steuern“ 

in den ländlichen Gebieten, die in die­

sem Jahr in allen Regionen durchge­

setzt werden soll, wird die Zentralre­

gierung rd. 30,5 Mrd. Yuan bereitstel­

len.

Ein weiterer Ausgabenschwerpunkt ist 

die Unterstützung bestimmter Per­

sonen- und Einkommensgruppen. So 

kündigte Xiang an, dass zusätzlich 

8,4 Mrd. Yuan für die Erhöhung der 

Renten von ehemaligen Beschäftigten 

in Staatsunternehmen, von Veteranen- 

Kader und ehemaligen Armeeange­

hörigen auf dem Land bereitgestellt 

werden. Weitere 4,6 Mrd. Yuan sind 

für die Verdoppelung der Sozialhil­

fe für städtische Einwohner bestimmt, 

die unterhalb der Armutsgrenze le­

ben. Zusätzlich 4,7 Mrd. Yuan sind 

für die Unterstützung des Wiederbe­

schäftigungsprogrammsund 11,7 Mrd. 

Yuan für Konkursabwicklung bankrot­

ter Staatsunternehmen vorgesehen.

Weiterhin ist eine Erhöhung der Löh­

ne und Gehälter für Beschäftigte in 

Staatseinrichtungen vorgesehen. Seit 

1999 wurden diese bereits drei Mal an­

gehoben. Die Erhöhung im Jahr 2002 

wurde nach einer Entscheidung des 

Staatsrates bis zum 1. Juli 2003 auf­

geschoben, und zwar zu Gunsten der 

Unterstützung bedürftiger städtischer 

Einwohner.

Eine deutliche Steigerung der Aus­

gaben im Haushalt ist für das Mili­

tär vorgesehen. Die Ausgabenplanung 

sieht ein Volumen von 185,3 Mrd. 

Yuan bzw. eine Zunahme von 9,6% 

vor. Für die Rückzahlung von Schul­

den und Zinszahlungen des Staates 

sind 96,6 Mrd. Yuan reserviert, ein 

Anstieg um 28,4 Mrd. Yuan gegen­

über dem Vorjahr. („Full Text of Fi- 

nance Minister’s Budget Report“, in: 

www.china.org.cn, Zugriff am 1.4.03)

Die Haushaltsplanung für das laufen­

de Jahr weist auf die enormen Prob­

leme hin, denen sich die neue poli­

tische Führung gegenübersieht. Hier­

zu zählt insbesondere der Aufbau ei­

nes sozialen Sicherungssystems. Das 

Volumen der nicht abgedeckten Ren­

tenansprüche wird ausländischen Ana­

lysten zufolge auf rd. 50% des BIP 

geschätzt. Der nationale Sozialversi- 

cherungsfonds weist allerdings erst ein 

Volumen von 124,19 Mrd. Yuan (rd. 

15 Mrd. US$) auf. Nach Angaben des 

bisherigen Präsidenten des Fonds, Liu 

Zhongli, wurden im letzten Jahr Fort­

schritte bei der Verbesserung des Ma­

nagements und der Diversifizierung 

des Fonds gemacht. Die Gewinne im 

letzten Jahr beliefen sich auf 2,1 Mrd. 

Yuan. (XNA, 24.2.03) Weitere Zuflüs­

se in den Fonds sollen durch Erlö­

se aus dem Verkauf von Staatsunter­

nehmen gesichert werden. Finanzmi­

nister Xiang soll vorläufigen Angaben 

zufolge der neue Präsident des Sozi­

alversicherungsfonds werden. Dies wä­

re aus Sicht ausländischer Kommen­

tatoren ein Hinweis auf die Betonung 

der neuen politischen Prioritäten der 

Zentralregierung. (FT, 7.3.03)

Die fast 10%ige Steigerung der Mili­

tärausgaben im Staatshaushalt wird 

als sehr knapp angesehen, um aus 

Sicht des Militärs die anstehen­

den Herausforderungen zu bewältigen. 

Hierzu zählt die Modernisierung der 

Ausrüstungen sowie die Verbesserung 

der Lebensbedingungen für die rd. 2,5 

Millionen Militärangehörigen. (AWSJ, 

8.3.03) Der Finanzminister verteidigte 

den Anstieg der Militärausgaben mit 

den Veränderungen in der internatio­

nalen Lage und wies darauf hin, dass 

im Jahr 2002 die Ausgabensteigerung 

mit 17% weitaus höher gelegen habe. 

(NfA, 7.3.03) -schü-

30 Nationaler Volkskongress 

erlaubt private Investitionen 

in weiteren 30 Branchen

Bei seiner Tagung Anfang März hat 

der Nationale Volkskongress (NVK) 

weitere 30 Wirtschaftsbereiche für pri­

vate Investitionen geöffnet. Es han­

delt sich um Dienstleistungen, den 

Infrastruktursektor und Fertigungs­

industrien, in denen bereits länge­

re Zeit ausländische Investitionen zu­

gelassen sind. In chinesischen Medi­

en war die Ungleichbehandlung von 

ausländischen und inländischen In­

vestoren wiederholt kritisiert worden. 

Die Entscheidung für den Liberalisie­

rungsschritt war beim XVI. Parteitag 

im November 2002 gefallen und wurde 

vom NVK nun nachvollzogen.

Nach offiziellen Angaben gab es En­

de 2001 insgesamt 24,33 Mio. re­

gistrierte Einzelgewerbetreibende und 

2.028.500 Privatunternehmen mit ei­

nem registrierten Kapital von 2.164,8 

Mrd. Yuan.

Su Zengfu, Unternehmensgründer 

eines Küchengeräteherstellers und 

NVK-Abgeordneter, sagte einem Re­

porter der New York Times, dass die 

Vereinigten Staaten aufgrund ihrer 

Privatunternehmen wirtschaftlich so 

stark seien. China bewege sich nun in 

dieselbe Richtung. Von der Entwick­

lung des privaten Sektors hängt in er­

heblichem Maße ab, ob es der Volks­

republik gelingt, in ausreichendem 

Maße Arbeitsplätze zu schaffen, um 

die brisante Lage am Arbeitsmarkt zu 

entschärfen. (BBC EF, 11.3.03; BBC 

PF, 14.3.03; NYT, 13.3.03; XNA, 

10.3.03) -bö-

31 Arbeitsminister spricht von 

Jobverlusten in bisher unge­

kanntem Ausmaß

Am 12. März betrat ein 35-jähriger 

arbeitsloser Chinese das Sunflower- 

Bürogebäude im Stadtzentrum Bei­

jings, in dem sich unter anderem Bü­

ros von BASF, der Dresdner Bank und 

der Kreditanstalt für Wiederaufbau 

befinden. Der Mann nahm sechs Mit­

arbeiter der Nachrichtenagentur Reu­

ters als Geisel und drohte, eine Bom­

be zu zünden, die sich im Nachhi­

nein als Attrappe herausstellte; nach 

einigen Stunde ließ er die Geiseln frei 

und wurde von der Polizei überwäl­

tigt. Es handelte sich um einen ent­

lassenen Stahlarbeiter aus der Provinz 

Heilongjiang im Nordosten des Lan­

des, der auf Korruption und soziale 

Missstände aufmerksam machen woll­

te. Zuvor hatten am 10. März in der

http://www.china.org.cn
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Provinz Heilongjiang mehrere hundert 

entlassene Arbeiter einer Textilfabrik 

der Stadt Jiamusi für die Zahlung von 

Ausgleichsleistungen durch staatliche 

Stellen demonstriert. Arbeiter anderer 

Fabriken sollen sich am 11. März an 

weiteren Protesten beteiligt haben. In 

der ebenfalls in Nordostchina gelege­

nen Stadt Liaoyang protestierten meh­

rere hundert Arbeiter eines Ferrolegie­

rungswerks gegen Korruption in ihrem 

Betrieb.

Mit Armut, stagnierenden ländlichen 

Einkommen, steigender Arbeitslosig­

keit und sozialen Spannungen befass­

ten sich auch die Delegierten des Na­

tionalen Volkskongresses, der zur Zeit 

der Geiselnahme in der Hauptstadt 

tagte. Obwohl die chinesische Wirt­

schaft im vergangenen Jahr um 8% ge­

wachsen ist, hat sich die Situation auf 

dem Arbeitsmarkt weiter verschärft. 

Nach offiziellen Angaben lag die städ­

tische Arbeitslosenrate im Jahr 2002 

bei 4%, unabhängige Schätzungen ge­

hen jedoch von einer weit höheren Ra­

te aus. Zwar wurden im vergangenen 

Jahr außerhalb der Landwirtschaft 8,4 

Mio. neuer Arbeitsplätze geschaffen, 

doch gleichzeitig kamen 10 Mio. Men­

schen erstmals auf den Arbeitsmarkt. 

Angesichts von 15 Mio. städtischen 

Arbeitslosen und 120 Mio. Arbeits­

kräften vom Lande, die ebenfalls in 

den Städten nach Arbeit suchen, ist 

die Lage durchaus dramatisch zu nen­

nen.

In diesem Jahr sei die Schaffung von 8 

Mio. neuer Arbeitsplätze realisierbar, 

sagte Zeng Peiyan, der Leiter der Pla­

nungskommission des Staatsrats. Um 

die Lage am Arbeitsmarkt deutlich zu 

entschärfen, müssten nach Schätzun­

gen pro Jahr 20 Mio. neue Jobs au­

ßerhalb der Landwirtschaft geschaf­

fen werden. Dafür könnte China seine 

Wettbewerbsvorteile bei der arbeitsin­

tensiven Fertigung nutzen. Denn das 

große Reservoir an günstigen Arbeits­

kräften ist zwar einerseits ein soziales 

Problem, andererseits aber der Schlüs­

sel für Chinas wirtschaftliche Erfolge. 

Angesichts dieser Tatsache gibt es zu­

nehmende Kritik von in- und auslän­

dischen Ökonomen an der wirtschafts­

politischen Strategie der Regierung. 

Diese besteht in der Konjunkturför­

derung durch Infrastrukturprogram­

me, die jedoch nur vorübergehend Ar­

beit schaffen. Auch hat sich die Re­

gierung der Förderung von Hochtech­

nologie verschrieben, wie Zeng auf 

dem Volkskongress bekräftigte. Dem­

gegenüber warnte der China-Cheföko­

nom der Asiatischen Entwicklungs­

bank, Min Tang, dass künftiges Wirt­

schaftswachstum nicht mehr Jobs er­

zeugen werde, falls die Wirtschafts­

struktur immer kapitalintensiver wer­

de. Der Ökonom Fan Gang stellte be­

reits im vergangenen Jahr in einem 

Artikel die provokante Frage, ob die 

Bauern, die in den Städten nach Ar­

beit suchten, etwa Ingenieure werden 

sollten.

Immerhin scheint es bei den politisch 

Verantwortlichen durchaus ein Prob­

lembewusstsein zu geben. Angespro­

chen auf die Protestaktion des Geisel­

nehmers in der Reuter-Agentur sag­

te der Minister für Arbeit und Sozia­

les, Zhang Zuoji, es gebe zurzeit Ar­

beitsplatzverluste in nie dagewesenem 

Ausmaß. Daher sei es nicht verwun­

derlich, dass Einzelne extreme Maß­

nahmen ergriffen, um die Aufmerk­

samkeit hochrangiger Funktionäre auf 

diese Probleme zu lenken. Ein Prob­

lem sei auch die Rentenversorgung. 

Zhang setzte sich das Ziel, dass derzeit 

100 Mio. Rentenempfänger versorgen­

de Rentensystem auf 150 Mio. Men­

schen auszuweiten.

Bislang profitiert nur ein kleiner 

Teil der Bevölkerung von der staat­

lichen Sozialversicherung. Nach An­

gaben von Zhang ist die monatli­

che Grundzahlung des Staates zur Si­

cherung eines Minimumeinkommens 

der einkommensschwachen Bevölke­

rung noch extrem niedrig. Weiter­

hin ist für die meisten Haushalte 

die Absicherung durch die Anstel­

lung eines Familienmitglieds bei einem 

Staatsunternehmen ein wichtiger Er­

satz für die fehlende soziale Absiche­

rung. Gleichzeitig behindert die Ali- 

mentierung nicht profitabler Staatsun­

ternehmen über das staatliche Ban­

kensystem die Schaffung neuer Jobs 

im privaten Sektor. Noch immer ist 

es für private Unternehmer schwie­

rig, an Kapital zu gelangen. Daher ist 

die Sanierung des Bankensystems ein 

wichtiger Schritt, der jedoch kurzfris­

tig die restriktive Kreditvergabe ver­

stärkt und so die aktuellen Probleme 

noch verschärfen könnte.

Mit den Problemen am Arbeitsmarkt 

befasste sich am 28. März d.J. das 

Politbüro der KPCh. In einer Stu­

diensitzung wurden die Parteifüh­

rer von Arbeitsmarkt-Experten infor­

miert. Staats- und Parteiführer Hu 

Jintao betonte in einer Rede die Wich­

tigkeit der Beschäftigung als Grund­

lage des Wohlstands und Vorausset­

zung für die Verbesserung der Lebens­

bedingungen der Mehrheit des Volkes. 

(AWSJ, 11.3., 12.3., 23.3.03; BBC PF,

10.3., 13.3., 31.3.03; HB, 13.3.03; NfA, 

18.3.03; NZZ, 18.3.03; RMRB, 8.3.03; 

XNA, 6.3., 7.3.03) -bö-

32 Neues Landvergabe-Recht 

bietet Einkommenschancen 

für Bauern

Ähnlich wie ein Arbeitsplatz in ei­

nem Staatsunternehmen für Städter, 

so stellt die staatliche Verpachtung 

von Nutzflächen für Landbewohner ei­

ne Art Ersatz für die fehlende Sozi­

alversicherung dar. Gegen feste Abga­

ben erhalten die Haushalte zur Nut­

zung Land, dass früher im Eigen­

tum der ehemaligen Agrarkollektive 

war. Neben der Fragmentierung der 

Flächen, was die Nutzung von Ska­

lenvorteilen ausschloss, war vor al­

lem die Unsicherheit der Nutzungs­

rechte ein Problem. Lokale Partei­

kader konnten Nutzungsrechte auch 

kurzfristig entziehen. Zum 1. März 

d.J. trat ein neues Gesetz über die 

Landvergabe in ländlichen Regionen 

in Kraft, dass nach Einschätzung aus­

ländischer Agrarexperten die Eigen­

tumsrechte besser sichert und dadurch 

Anreize für Investitionen schafft. Dies 

geschieht zu einem Zeitpunkt, da füh­

rende Politiker auf negative gesamt­

wirtschaftliche Folgen durch die Stag­

nation der ländlichen Einkommen hin­

weisen.

In seinem letzten Regierungsbericht 

warnte der scheidende Premierminis­

ter Zhu Rongji die Delegierten des Na­

tionalen Volkskongresses (NVK), dass 

die Probleme der Landwirtschaft die 

Entwicklung der gesamten Wirtschaft 

gefährden könnten. Zhu bezeichnete 

die Erhöhung der ländlichen Einkom­

men als höchste Priorität der Wirt­

schaftspolitik. Als konkrete Lösungs­

ansätze nannte er neben Investitionen 

etwa in Bewässerungssysteme auch die 

Umstellung von Abgaben auf Steu­

ern. Er verwies auf ein erfolgreiches 

Pilotprojekt in der Provinz Anhui. 

Landwirtschaftsminister Du Qinglin 
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berichtete, bei einem weiteren Test­

lauf in 20 Provinzen sei durch die Um­

stellung von lokal erhobenen Abgaben 

auf besser zu überprüfende Steuern 

die Belastung von Bauern um mehr als 

30% gesunken. In der Vergangenheit 

hatten Bauern häufig über die will­

kürliche Erhebung von Abgaben zu 

Gunsten der örtlichen Funktionäre ge­

klagt.

Ausländische Forscher wie der Rechts­

und Agrarexperte Roy Prostermann 

verbinden größere Hoffnungen mit ei­

nem neuen Gesetz über die Landver­

gabe in ländlichen Regionen, das be­

reits im vergangenen August verab­

schiedet worden war. Es sieht vertrag­

lich fixierte Nutzungsrechte über ei­

ne Dauer von 30 Jahren vor. Diese 

Laufzeit sei ausreichend, um langfris­

tige Investitionen durch Bauern zu er­

möglichen, etwa in Be- und Entwässe­

rungsanlagen, die Pflanzung von Bäu­

men oder den Bau von Gewächshäu­

sern. Zudem erlaube das Gesetz erst­

mals den Handel mit Landnutzungs­

rechten. Die sicheren und handelba­

ren Rechte sollten den Zündfunken lie­

fern, um den ländlichen Konsum und 

damit auch die weitere wirtschaftliche 

Entwicklung in der Volksrepublik an­

zustoßen, sagt Prostermann und ver­

weist auf die Erfahrung mit ähnli­

chen Reformen in Taiwan. Verglei­

chende Studien über den Handel mit 

Land in anderen asiatischen Ländern 

schätzen den Wert von Chinas 130 

Mio. Hektar landwirtschaftlich nutz­

barer Fläche auf 500 bis 600 Mrd. US$. 

Nun gehe es darum, dieses bislang zu 

wenig genutzte Kapital zu erschließen, 

um den Lebensstandard von Chinas 

Landbevölkerung zu erhöhen und die 

800 Mio. Menschen dort zu Konsu­

menten für Chinas städtische Indust­

rie zu machen.

Zur Vorsicht mahnte dagegen Chen 

Xiwen vom Zentrum für Entwick­

lungsforschung beim Staatsrat. Bemü­

hungen um eine höhere Produktivität 

in der Landwirtschaft, etwa durch den 

Handel mit Nutzungsrechten, müssten 

abgewogen werden gegen die Funkti­

on dieser Rechte als einzige Einkom­

menssicherung für viele Landbewoh­

ner. In weniger entwickelten Gebie­

ten solle die Sicherung eines Grundein­

kommens für Bauern Vorrang haben. 

(AWSJ, 5.3., 7.3., 10.3.03; BBC EF,

3.3., 10.3., 13.3.03; BBC PF, 10.3., 

11.3.03; FT, 6.3., 11.3.03) -bö-

SVR Hongkong

33 Treffen Tung Chee-hwas mit 

der neuen staatlichen Füh­

rungsspitze Chinas

Regierungschef Tung Chee-hwa hat­

te während eines Besuchs in Bei­

jing, wohin er zur Teilnahme an der 

Abschlusssitzung der ersten Jahresta­

gung des X. NVK gereist war, am 19. 

März Gelegenheit, mit dem neu ge­

wählten chinesischen Staatspräsiden­

ten, Hu Jintao, und dem neu gewähl­

ten Ministerpräsidenten, Wen Jiabao, 

zusammenzutreffen.

Hu Jintao versicherte Tung Chee-hwa 

der vollen Unterstützung durch die 

neue Zentralregierung, die die poli­

tischen Grundsätze der vorangehen­

den Regierungen gegenüber Hongkong 

fortsetzen wolle. Er sei zuversicht­

lich, dass Regierung und Bevölkerung 

der SVR die gegenwärtigen Probleme 

meistern und ein „neues Blatt in der 

Entwicklung Hongkongs aufschlagen“ 

könnten, solange sie Vertrauen und 

Einheit sowie eine entschlossene und 

nach vorne gewandte Einstellung be­

wahrten. Einer Hongkonger Quelle zu 

Folge soll Hu Jintao auch den Skan­

dal um die Luxuslimousine des Hong­

konger Finanzministers Antony Leung 

(vgl. die folgende Übersicht) kritisch 

angesprochen haben, von dem er hof­

fe, dass die Regierung der SVR ange­

messen damit umgehe.

Am selben Tag traf Tung Chee-hwa 

auch mit Ministerpräsident Wen Jia­

bao zusammen. In einem internatio­

nalen Presseinterview hatte sich die­

ser bereits am Vortag ausführlich dem 

Thema Hongkong gewidmet. In dem 

Interview hatte Wen Verständnis für 

die schwierigen wirtschaftlichen Prob­

leme der SVR gezeigt, die zu ei­

nem Teil durch die schlechte Welt­

wirtschaftslage, zu einem anderen Teil 

aber auch durch strukturelle Defizi­

te in Hongkong selbst bedingt sei­

en. Dennoch könne die SVR weiter­

hin auf ihre unbestreitbaren mate­

riellen und kulturellen Stärken bau­

en. Um die Schwierigkeiten zu über­

winden, brauche Hongkong vor al­

lem Einheit und Zuversicht. Auch er 

sagte zu, dass die neue Zentralregie­

rung wie die Vorgängerregierungen al­

les tun werde, um Hongkong zu unter­

stützen und Stabilität und Entwick­

lung zu wahren. Besondere Bedeutung 

komme dabei der Intensivierung der 

Wirtschafts- und Handelsbeziehungen 

zwischen dem Festland und der SVR 

zu, die so bald wie möglich auf den 

Weg zu bringen seien.

Der gleiche Tenor unterlag dem Tref­

fen zwischen Tung Chee-hwa und Wen 

Jiabao am 19. März. Konkret stell­

te der Ministerpräsident in Aussicht, 

die Hongkonger Wirtschaft durch die 

Förderung des Tourismus und des 

Transportwesens in der Region sowie 

durch Erleichterungen im grenzüber­

schreitenden Verkehr zwischen dem 

Festland und der SVR zu unterstüt­

zen. Wie die Wirtschaftsentwicklung 

der SVR im zweiten Halbjahr 2002 

demonstriere, zeigten solche politi­

schen Instrumente durchaus signifi­

kante Wirkung. Grundsätzlich müss­

ten sich die Hongkonger bewusst sein, 

dass es um ihre wirtschaftliche Situa­

tion nicht schlechter bestellt sei als um 

die einiger anderer Länder Asiens. Um 

so wichtiger sei es, so mahnte Wen 

Jiabao wiederum, „Einheit und Zuver­

sicht“ zu bewahren, um die bestehen­

den Probleme zu überwinden.

Wie diese Rhetorik deutlich macht, 

wird Hongkong immer mehr zum 

„Sorgenkind“ der chinesischen Füh­

rung. Vor dem Hintergrund der in 

der SVR wütenden Lungenkrankheit 

SARS und ihrer wirtschaftlichen Fol­

gen (s. dazu die Übersicht unten), die 

wesentlich durch die fahrlässige Infor­

mationspolitik der festländischen Be­

hörden verschuldet sind, ist eine Bes­

serung der Lage trotz aller zweckopti­

mistischer Prognosen vorerst nicht ab­

zusehen. (CCTV 1, 18.3.03, nach BBC 

PF, 19.3.03; Radio Television Hong 

Kong Radio 3, 19.3.03, nach BBC PF, 

20.3.03; XNA, 20.3.03; Ta Kung Pao, 

20.3.03, nach BBC PF, 23.3.03) -hol-

34 Skandal um Finanzminister

Antony Leung

Antony Leung, der Finanzminister 

der SVR Hongkong, ist in der ers­

ten Märzhälfte wegen des Kaufs ei­

ner Luxuslimousine unter heftigen öf­

fentlichen Beschuss geraten. Wie be­

kannt geworden war, hatte er für sei­




